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Artikel 1
Versicherter Betrieb

Versichert ist der in der Polizze, auch örtlich (Versicherungsort)
bezeichnete Betrieb.

Artikel 2
Versicherte Gefahren

1. Versicherte Gefahren
Jede der nachfolgenden Gefahren oder Gefahrengruppen
(Punkte 1.1-1.7) ist nur versichert, wenn dies vereinbart und
in der Polizze dokumentiert ist:

1.1 Innere Unruhen, böswillige Beschädigung, Streik, Aussperrung
1.1.1 Innere Unruhen

Als Innere Unruhe gilt, wenn Teile des Volkes, die zahlenmä-
ßig nicht als unerheblich zu gelten haben, in einer die öffentli-
che Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewegung gera-
ten und Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen ver-
üben.
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen,
die unmittelbar durch Gewalthandlungen im Zusammenhang
mit Inneren Unruhen zerstört oder beschädigt werden.
Eingeschlossen sind unmittelbare Schäden durch Wegnahme
bei Plünderungen in unmittelbarem Zusammenhang mit Inne-
ren Unruhen.

1.1.2 Böswillige Beschädigung
Als böswillige Beschädigung gilt jede vorsätzliche, unmittelba-
re Beschädigung und Zerstörung von versicherten Sachen
durch eine oder mehrere Personen.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf
- Schäden, die im Zusammenhang mit einem Einbruchdieb-

stahl oder einer Beraubung entstehen, mit Ausnahme von

Schäden an versicherten Gebäuden,
- Schäden, die von dem Versicherungsnehmer selbst oder

von einer in leitender Stellung für die Betriebsführung ver-
antwortlichen Person verursacht werden,

- Schäden durch Betriebsangehörige und fremde, im Betrieb
tätige Personen,

- Schäden durch Mieter oder Bewohner der versicherten Sa-
chen.

Eine Gefahrenerhöhung im Sinne des Artikel 2 der Allgemei-
nen Bedingungen für die Sachversicherung (ABS) liegt vor,
wenn Gebäude dauernd oder vorübergehend unbenützt sind.

1.1.3 Streik, Aussperrung
Als Streik gilt die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf
ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer verhält-
nismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern.
Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete plan-
mäßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen Zahl von
Arbeitnehmern.
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen,
die unmittelbar durch Handlungen der streikenden oder aus-
gesperrten Arbeitnehmer in Zusammenhang mit einem Streik
oder beim Widerstand gegen eine Aussperrung zerstört oder
beschädigt werden.
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Schäden an
Sachen der Betriebsangehörigen.

1.2 Fahrzeuganprall, Rauch, Überschalldruckwelle
Als Schaden durch Fahrzeuganprall gilt jede unmittelbare Zer-
störung oder Beschädigung der versicherten Sachen durch
die Berührung eines Schienen- oder Straßenfahrzeuges.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die von
Fahrzeugen verursacht werden, die vom Versicherungsneh-
mer, dem Benutzer der versicherten Gebäude oder deren
Arbeitnehmern betrieben werden, Schäden an Fahrzeugen,
Schäden an Wegen, Straßen und Brücken.
Als Rauchschaden gilt jede unmittelbare Zerstörung oder Be-
schädigung versicherter Sachen durch Rauch, der plötzlich
bestimmungswidrig aus den auf dem Versicherungsgrund-
stück befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder Trok-
kenanlagen und sonstigen Erhitzungsanlagen austritt. Die Ver-
sicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch dauern-
de Einwirkung des Rauches entstehen.
Als Schaden durch eine Überschalldruckwelle gilt jede unmit-
telbare Zerstörung oder Beschädigung versicherter Sachen,
die direkt durch eine beim Durchfliegen der Schallgrenze
ausgelösten Druckwelle entsteht.

1.3 Sprinkler-Leckage
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen,
die durch Wasser oder sonstigen Schaum-, pulver- oder gas-
förmigen Löschmedien zerstört oder beschädigt werden, die
aus einer auf dem Versicherungsgrundstück installierten
Sprinkleranlage bestimmungswidrig austreten. Zur Sprinkler-
anlage gehören Wasser- und sonstige Bezugsstellen von
Löschmedien (Pulver, Schaum, Gas), Versorgungsleitungen,
Alarmventile, Sprinklerrohrnetz und Sprinklerdüsen samt zuge-
hörigen Armaturen, die ausschließlich dem Betrieb der Sprink-
leranlage dienen.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden
- an der Sprinkleranlage selbst,
- anlässlich von Druckproben und der Durchführung von Re-

visions-, Kontroll- und Wartungsarbeiten,
- infolge Umbauten oder Reparaturarbeiten an Gebäuden

oder an der Sprinkleranlage,
- infolge Erdsenkung oder Erdrutsch.
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Weiters sind Schäden durch Holzfäule, Vermorschung oder
Schwammbildung nicht versichert.
Der Versicherungsschutz besteht nur bei Sprinkleranlagen, die
von einer akkreditierten Prüf- und Inspektionsstelle abgenom-
men wurde und gemäß den Vorschriften regelmäßig überprüft
wird.

1.4 Überschwemmung, Vermurung
Überschwemmung ist eine Überflutung von Grund und Boden
des Versicherungsortes infolge
- Ausufern von oberirdischen (stehenden oder fließenden)

Gewässern,
- von außergewöhnlichen Witterungsniederschlägen,
- durch Kanalrückstau infolge von außergewöhnlichen Witte-

rungsniederschlägen.
Vermurungen sind oberflächige Erdmassen, die durch Was-
sereinwirkung (Witterungsniederschläge) in Bewegung gera-
ten. Muren enthalten Erdreich und Wasser etwa im gleichen
Ausmaß.
Der Versicherer ersetzt den Wert bzw. die Wertminderung der
zerstörten oder beschädigten versicherten Sachen, wenn die-
se auf der unmittelbaren Einwirkung des Schadenereignisses
beruht oder nachweisbar die unmittelbare Folge eines solchen
Ereignisses ist. Der Versicherer ersetzt auch den Wert der
versicherten Sachen, die bei dem genannten Schadenereignis
abhanden gekommen sind.
Der Versicherer leistet keine Entschädigung für
- Schäden durch Brand, Explosion, Erdbeben, Lawinen und

Lawinenluftdruck, auch wenn diese Ereignisse bei einer
Überschwemmung auftreten bzw. deren Folge sind,

- Wasserschäden, welche auf andere Art, als beschrieben,
verursacht werden, wie z. B. durch das Ansteigen des
Grundwasserspiegels, durch ein undichtes Dach, durch
Bruch oder Leckage von Wasserrohren bzw. Sprinkleranla-
gen.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf
- Schäden an Staumauern, Dämme, Fluss- und Bachbettbe-

festigungen, Böschungen von stehenden und fließenden
Gewässern,

- Schäden an in unter Erdniveau liegenden Räumen aufbe-
wahrten, versicherten Waren, die nicht mind. 12 cm über
dem Fußboden lagern.

Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Gebäude, die sich
auf Grundstücken befinden, welche im Gefahrenzonenplan
der zuständigen Behörde als besonders gefährdet durch
Überschwemmung und/oder Vermurung (rote Zone) ausge-
wiesen sind sowie auf den Inhalt in solchen Gebäuden.
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-
chen Sachschäden, die durch vorhersehbare Überschwem-
mungen entstanden sind. Die Überschwemmung durch Aus-
ufern von oberirdischen Gewässern gilt als vorhersehbar,
wenn sie innerhalb eines Zeitraumes von 10 Jahren im stati-
stischen Durchschnitt nach bestehenden Aufzeichnungen öfter
als einmal auftritt.

1.5 Erdbeben
Als Erdbeben gelten Erdstöße und Bodenschwingungen (her-
vorgerufen durch Verschiebungen innerhalb der Erdkruste
oder durch Einsturz unterirdischer Hohlräume), welche die
Stärke 6 der Mercalli-Sieberg-Skala am Schadenort erreichen
bzw. übersteigen. Für die Feststellung der Erdbebenstärke ist
im einzelnen Fall die Auskunft der Zentralanstalt für Meteoro-
logie und Geodynamik maßgebend.
Der Versicherer ersetzt die Wertminderung (bzw. den Wert)
der zerstörten oder beschädigten versicherten Sachen infolge
- unmittelbarer Einwirkung des Schadenereignisses,
- Brand oder Explosion, die nachweislich die unvermeidliche

Folge dieses Ereignisses sind,
- mechanischer Einwirkung dadurch, dass Gebäudeteile oder

andere Gegenstände durch die Erdstöße gegen die versi-
cherten Sachen geworfen werden.

Der Versicherer ersetzt außerdem den Wert der versicherten
Sachen, die bei dem genannten Schadenereignis abhanden
gekommen sind.
Der Versicherer leistet keine Entschädigung für
- Schäden, soweit sie durch Beschädigung oder Zerstörung

von Gebäuden entstehen, die sich in einem baufälligen
Zustand befanden bzw. ganz oder teilweise mangelhaft
instandgehalten wurden oder dass im Zuge von Umbauten
Baubestandteile aus der üblichen Verankerung oder Befe-
stigung gelöst wurden oder nicht entsprechend mit dem
sonstigen Bauwerk verbunden worden sind; die Ersatz-
pflicht besteht aber, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Schaden mit diesen Mängeln in keinem
ursächlichen Zusammenhang steht.

- Schäden im Falle von Erdrutsch, Sturmflut, Lawinen und
Lawinenluftdruck, Überschwemmungen und Vermurungen,
auch wenn diese Ereignisse bei einem Erdbeben auftreten
bzw. dessen Folgen sind.

1.6 Lawinen und Lawinenluftdruck
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- oder
Eismassen.
Lawinenluftdruck ist die von einer niedergehenden Lawine
verursachten Druckwelle.
Der Versicherer ersetzt die Wertminderung (bzw. den Wert)
der zerstörten oder beschädigten versicherten Sachen infolge
- unmittelbarer Einwirkung von Lawinen oder Lawinenluft-

druck oder
- mechanischer Einwirkung dadurch, dass Gebäudeteile oder

andere Gegenstände durch die Einwirkung von Lawinenab-
gängen gegen die versicherten Sachen geworfen werden.

Der Versicherer ersetzt außerdem den Wert der versicherten
Sachen, die bei dem genannten Schadenereignis abhanden
gekommen sind.
Der Versicherer leistet keine Entschädigung ohne Rücksicht
auf mitwirkende Ursachen für Schäden durch Brand oder
Explosion, Erdbeben, Überschwemmung.
Nicht versichert sind Schäden an Gebäuden, die sich in ei-
nem baufälligen Zustand befanden bzw. ganz oder teilweise
mangelhaft instandgehalten wurden oder dass im Zuge von
Umbauten Baubestandteile aus der üblichen Verankerung
oder Befestigung gelöst wurden oder nicht entsprechend mit
dem sonstigen Bauwerk verbunden worden sind; die Ersatz-
pflicht besteht aber, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Schaden mit diesen Mängeln in keinem ur-
sächlichen Zusammenhang steht.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Gebäude, die sich
auf Grundstücken befinden, welche im Gefahrenzonenplan
der zuständigen Behörde als besonders gefährdet durch Lawi-
nen (rote Zone) ausgewiesen sind sowie auf den Inhalt in
solchen Gebäuden.

1.7 Unbenannte Gefahren
1.7.1 Sachschäden

Die Versicherung ersetzt die in der direkten, unmittelbaren
Zerstörung, Beschädigung oder dem Abhandenkommen der
versicherten Sachen bestehenden Sachschäden durch plötz-
lich, unvorhergesehen, unvorhersehbar und unfallartig (von
außen) eingetretene Gefahren und Ereignisse am Versiche-
rungsort, sofern solche Gefahren, Ereignisse und Sachschä-
den nicht von der Versicherung ausgeschlossen sind.
Als Sachschaden gilt eine nachteilige Veränderung der Sach-
substanz. Ein Sachschaden liegt nicht vor, wenn ein ur-
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sprünglich vorhandener Mangel - mit oder ohne Substanzver-
änderung - offenkundig wird.
Unwesentliche Veränderungen, die den Gebrauchswert nicht
beeinträchtigen, gelten nicht als Sachschaden.

1.7.2 Nicht versicherte Gefahren
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Schäden, die
durch nachstehende Versicherungen versichert werden kön-
nen:

1.7.2.1 nach den Bestimmungen der Punkte 1.1 - 1.6 dieses Arti-
kels oder

1.7.2.2 durch eine andere Versicherung nach den Allgemeinen Be-
dingungen für die einzelnen Sachversicherungs-Sparten,
auf die die Allgemeinen Bedingungen für die Sachversiche-
rung (ABS) Anwendung finden

1.7.3 Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind weiters ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen, Schäden durch Verluste und Beschädigungen, die
direkt oder indirekt verursacht werden durch:

1.7.3.1 Um-, An- und Neubautätigkeiten,
1.7.3.2 Veruntreuung, Unterschlagung, Betrug, Erpressung oder

Diebstahl,
1.7.3.3 Verluste, die erst bei einer Bestandskontrolle festgestellt

werden, Inventurdifferenzen und/oder sonstige ungeklärte
Verluste,

1.7.3.4 Umwelteinflüsse (z. B. Regen, Schnee, Sand, Staub) oder
Umweltstörungen an im Freien befindlichen Sachen und in
offenen Gebäuden,

1.7.3.5 Schäden durch Ver- oder Bearbeitung, Reparatur, mangeln-
de Wartung oder Bauausführung,

1.7.3.6 Abnutzung (auch vorzeitige), Verschleiß, Alterung durch
Korrosion und/oder Errosion; normales Senken, normales
Reißen, normales Schrumpfen und/oder normales Dehnen
von Gebäuden und Gebäudeteilen einschließlich Hof- und
Gehsteigbefestigung; Kontamination (z. B. Vergiftung, Ver-
rußung, Ablagerung, Verstaubung, Beaufschlagung und
dgl.) Verseuchung, Verschmutzung, Verderb und Verfall,
Insekten aller Art, Feuchtigkeit, klimatische Temperatur-
schwankungen, Gewichtsverlust, Verfärbung, Veränderung
von Geschmack, Farbe, Struktur und Aussehen.

1.7.3.7 Beschlagnahme und/oder Enteignung und Verfügung von
hoher Hand,

1.7.3.8 Ausfall der Wasser-, Gas-, Elektrizitäts-, sonstigen Energie-
oder Treibstoffversorgung,

1.7.3.9 Ausfall oder unzureichende Funktion von Klima-, Kühl- oder
Heizungssystemen sowie Steuerungsanlagen;

1.7.3.10 Genmanipulation, Genveränderungen;
1.7.3.11 Terrorakte;
1.7.4 Jedenfalls nicht versichert sind Schäden an Maschinen, ma-

schinellen Einrichtungen und Apparaten, an elektrischen und
elektronischen Einrichtungen und Geräten einschließlich EDV-
Anlagen sowie an haustechnischen Anlagen (Heizungs-,
Warmwasseraufbereitungs-, Lüftungs-, Klima-, Brandmelde-,
Rauchmelde-, Sprinkler- und Beleuchtungsanlagen, Aufzüge,
Rolltreppen und dgl. samt der dazugehörigen Installationen)
sowie elektrisch oder elektronisch betriebene Tore und
Schranken durch:

1.7.4.1 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit, Fahrlässigkeit oder
Böswilligkeit;

1.7.4.2 Die Energie des elektrischen Stromes (z. B. Steigerung der
Stromstärke, Überspannung, Isolationsfehler, Kurzschluss,
Erdschluss, Kontaktfehler, Überschlag, Überlastung);
Ebenso durch Überspannung oder durch Induktion infolge
Blitzschlages oder atmosphärischer Entladung;

1.7.4.3 Konstruktions-, Berechnungs-, Guss-, Material- und Herstel-

lungsfehler;
1.7.4.4 Zerbersten infolge von Zentrifugalkraft;
1.7.4.5 Wassermangel in Dampfkesseln und Apparaten;
1.7.4.6 Implosion oder sonstige Wirkungen von Unterdruck;
1.7.4.7 Versagen von Mess-, Regel-, Steuer- oder Sicherheitsein-

richtungen;
1.7.4.8 Sturm, Schneedruck, Frost und unmittelbare Wirkung von

Eisgang;
1.7.5 Nicht versicherte Sachen:
1.7.5.1 Sachen, die sich in Montage, im Bau oder auf dem Trans-

port befinden,
1.7.5.2 Land-, Wasser- und Luftfahrzeuge, selbstfahrende Arbeits-

maschinen sowie fahrbare oder transportable Baugeräte,
1.7.5.3 Pflanzen und Tiere,
1.7.5.4 Grund und Boden, Gewässer, Fundamente, Straßen,

Wege, Tunnel, Brücken, Schienen, Dämme, Docks, Hafen-
becken, Kaimauern, Verladeeinrichtungen, Pipelines, Brun-
nen, Becken, Kanäle, Wasserfassungen, Fluss- und Bach-
bettbefestigungen, Böschungen, Bohrungen, Kabel, Ausgra-
bungen und Deponien

1.7.5.5 Offshore-Anlagen und darauf befindliche Sachen,
1.7.5.6 Geld, Schecks, Wertmarken, Wertpapiere, Kreditkarten, Ur-

kunden, Edelmetalle, Edelsteine, Schmuck, Kunstgegen-
stände,

1.7.5.7 Datenträger und Programme aller Art sowie die darauf
befindlichen Daten.

1.7.5.8 Sachen auf dem Transport (nicht innerbetriebliche Verlage-
rung am Versicherungsort).

Artikel 3
Sachschaden

1. Als Sachschaden gelten Schäden an einer dem versicherten
Betrieb dienenden Sache, die

1.1 durch die unmittelbare Einwirkung einer versicherten Gefahr
(Schadenereignis) eintreten und gemäß Artikel 2 zu ersetzen
sind;

1.2 als unvermeidliche Folge eines versicherten Schadenereignis-
ses eintreten, ausgenommen Schadenereignisse gemäß Arti-
kel 2, Punkt 1.7;

1.3 durch Abhandenkommen bei einem versicherten Schadener-
eignis eintreten, ausgenommen Schadenereignisse gemäß Ar-
tikel 2, Punkt 1.1.2 (böswillige Beschädigung);

1.4 Nicht als Sachschaden gelten Schäden an Sachen, die ge-
mäß Artikel 2 nicht versichert sind, auch dann nicht, wenn sie
dem versicherten Betrieb dienen.

2. Das Schadenereignis muss auf dem in der Polizze bezeichne-
ten Versicherungsort eintreten.

3. Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten nicht als Sach-
schaden:
Schäden durch die unmittelbare oder mittelbare Wirkung von:

3.1 Kriegsereignissen jeder Art, mit oder ohne Kriegserklärung,
einschließlich aller Gewalthandlungen von Staaten und aller
Gewalthandlungen politischer oder terroristischer Organisatio-
nen;

3.2 Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufruhr, Aufstand;
3.3 allen mit den genannten Ereignissen (Punkte 3.1 und 3.2)

verbundenen militärischen oder behördlichen Maßnahmen;
3.4 Kernenergie, radioaktiven Isotopen oder ionisierender Strah-

lung;
3.5 Brand, Explosion und Flugzeugabsturz, ausgenommen im Zu-

sammenhang mit Inneren Unruhen (gemäß Artikel 2,
Punkt 1.1.1) sowie Erdbeben (gemäß Artikel 2, Punkt 1.5), so-
fern die Versicherung dieser beiden Gefahren ausdrücklich
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vereinbart ist.
4. Zu Punkt 3 gilt: Der Nachweis, dass der Sachschaden mit den

in den Punkten 3.1 bis 3.5 genannten Ereignissen oder deren
Folgezuständen weder unmittelbar noch mittelbar im Zusam-
menhang steht, obliegt dem Versicherungsnehmer.
Anmerkung: bei Anwendung dieser Bedingungen außerhalb
Österreichs (z. B. für internationale Programme) ist auf be-
stimmte, regional übliche oder erforderliche absolute Aus-
schlüsse Rücksicht zu nehmen, z. B. Erdbebenschäden in
USA, Catnat in Frankreich, Terrorismus in Nordirland, Über-
schwemmung in Holland, etc.

Artikel 4
Betriebsunterbrechung

1. Als Betriebsunterbrechung gilt die völlige oder teilweise Unter-
brechung des versicherten Betriebes durch einen Sachscha-
den.

2. Sie beginnt mit dem Zeitpunkt des Eintrittes des Sachscha-
dens und endet mit dem Zeitpunkt, zu dem der Sachschaden
soweit behoben ist, dass diejenige Betriebsleistung erbracht
werden kann, die auch ohne Betriebsunterbrechung erbracht
worden wäre.

3. Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten Unterbrechungen,
deren Folgen sich ohne erhebliche Aufwendungen wieder
ausgleichen lassen, nicht als Betriebsunterbrechung.

Artikel 5
Deckungsbeitrag

1. Als Deckungsbeitrag im Sinne der Betriebsunterbrechungsver-
sicherung gilt die Differenz zwischen den betrieblichen Erträ-
gen und den variablen Kosten des versicherten Betriebes.

2. Als betriebliche Erträge des versicherten Betriebes gelten
2.1 Umsatzerlöse,
2.2 Bestandsveränderungen an unfertigen und fertigen eigenen

Erzeugnissen,
2.3 aktivierte Eigenleistungen,
2.4 sonstige betriebliche Erträge

nach Abzug der Skonti und sonstigen Erlösschmälerungen.
3. Als variable (nicht versicherte) Kosten gelten diejenigen Ko-

sten, die als Folge einer Betriebsunterbrechung wegfallen
oder vermindert werden.
Das Beurteilungskriterium für die Variabilität ist die Erhaltung
der Betriebsbereitschaft.
Zu den variablen Kosten zählen auch Abschreibungen ver-
schleißabhängiger Teile der Betriebsanlage, die während ei-
ner Betriebsunterbrechung nicht genutzt werden.
Personalkosten gelten generell nicht als variable Kosten.

4. Bei der Ermittlung des Deckungsbeitrages bleiben außer An-
satz:
Erträge und Kosten, die mit dem versicherten Betrieb nicht
unmittelbar zusammenhängen (z. B. Finanzerträge, außeror-
dentliches Ergebnis, Erträge oder Kosten, die betriebsfremd
oder periodenfremd sind).

Artikel 6
Versicherungswert, Haftungszeit, Haftungssumme

1. Als Versicherungswert im Sinne des § 52 Versicherungsver-
tragsgesetzes (VersVG) gilt der Deckungsbeitrag, der im ver-
sicherten Betrieb während der auf den Zeitpunkt des Eintrittes
des Sachschadens folgenden 12 Monate ohne Betriebsunter-
brechung erwirtschaftet worden wäre.

2. Die Haftungszeit beginnt mit dem Zeitpunkt des Eintrittes des
Sachschadens und dauert 12 Monate.
Abweichende Haftungszeiten können vereinbart werden, aus-

genommen bei Saisonbetrieben.
3. Die Haftungssumme verhält sich zur Versicherungssumme

wie die Haftungszeit zum Zeitraum von 12 Monaten.

Artikel 7
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor dem Versiche-

rungsfall
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
1. ordnungsgemäße Bücher und Aufzeichnungen zu führen, In-

venturen, Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen auf-
zustellen und diese Unterlagen für das laufende Geschäftsjahr
und die drei Vorjahre aufzubewahren;

2. Datenträger, Geschäftsbücher, Akten, Pläne und dergleichen
gegen Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkommen ge-
sichert aufzubewahren.
Von Programmen und Daten der EDV sind in zweckmäßigen
Abständen Sicherungskopien anzufertigen und mindestens
wöchentlich in einen anderen Risikobereich auszulagern;

3. die dem Betrieb dienenden Sachen ordnungsgemäß instand-
zuhalten;

4. für Sprinkler und Schaumlöschanlagen geeignete Maßnahmen
gegen Frostschäden zu treffen;

5. Abflussleitungen auf dem Versicherungsort frei zu halten und
bei überflutungsgefährdeten Räumen rückstaufrei zu halten;

6. in Räumen unter Erdniveau aufbewahrte Sachen mindestens -
soweit nichts anderes vereinbart ist - 12 cm über dem Fußbo-
den zu lagern.
Die vorstehenden Obliegenheiten gelten als vereinbarte Si-
cherheitsvorschriften gemäß Artikel 3 der Allgemeinen Bedin-
gungen für die Sachversicherung (ABS). Ihre Verletzung führt
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zur Leistungs-
freiheit des Versicherers.

Artikel 8
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall
1. Schadenminderungspflicht

Im Falle eines Sachschadens, der eine Betriebsunterbrechung
zur Folge haben könnte, oder wenn ein Unterbrechungsscha-
den bereits eingetreten ist, ist nach Möglichkeit für die Abwen-
dung und Minderung des Unterbrechungsschadens zu sorgen.
Dazu ist Weisung des Versicherers einzuholen und einzuhal-
ten.

2. Schadenmeldungspflicht
Jeder Sachschaden, der eine Betriebsunterbrechung zur Fol-
ge haben könnte, ist unverzüglich dem Versicherer zu mel-
den. Für Sachschäden aufgrund von böswilliger Beschädigung
und Fahrzeuganprall, sowie beim Abhandenkommen von Sa-
chen ist auch eine Anzeige bei der Sicherheitsbehörde erfor-
derlich. In dieser Anzeige sind insbesondere alle abhandenge-
kommenen, dem versicherten Betrieb dienenden Sachen an-
zugeben.

3. Schadenaufklärungspflicht
3.1 Dem Versicherer und dessen Sachverständigen ist nach Mög-

lichkeit jede Untersuchung über Ursache, Umfang und Dauer
der Betriebsunterbrechung, sowie über die Höhe des Unter-
brechungsschadens und der Entschädigungsleistung zu ge-
statten.

3.2 Bei der Schadenermittlung ist unterstützend mitzuwirken. Auf
Verlangen sind dem Versicherer alle dienlichen Auskünfte
vollständig und wahrheitsgetreu zu erteilen sowie alle in Arti-
kel 7 genannten Unterlagen zur Verfügung zu stellen.
Die Kosten dafür trägt der Versicherungsnehmer.
Der Versicherer und sein Sachverständiger sind zur Ver-
schwiegenheit über die ihnen bekanntgewordenen Tatsachen
verpflichtet.
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4. Leistungsfreiheit
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Ob-
liegenheiten, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 6 Versi-
cherungsvertragsgesetz (VersVG) - im Fall einer Verletzung
der Schaden-minderungspflicht nach Maßgabe des § 62 Ver-
sicherungsvertragsgesetz (VersVG) - von der Verpflichtung
zur Leistung frei.

Artikel 9
Unterbrechungsschaden, Entschädigung

1. Unterbrechungsschaden
1.1 Als Unterbrechungsschaden gilt der durch die Betriebsunter-

brechung tatsächlich entgangene Deckungsbeitrag, abzüglich
der ersparten versicherten Kosten, zuzüglich Schadenminde-
rungskosten nach den Bestimmungen des Artikel 10.

1.2 Bei der Ermittlung des entgangenen Deckungsbeitrages sind
alle jene Umstände zu berücksichtigen, die dessen Höhe
auch ohne Betriebsunterbrechung beeinflusst hätten, z. B. die
technischen und wirtschaftlichen Verhältnisse des versicherten
Betriebes, vorgesehene Veränderungen im versicherten Be-
trieb, die Marktlage, Auswirkungen von höherer Gewalt,
Streik, Aussperrung, Boykott, Konkurs oder Ausgleich des
Versicherungsnehmers.

1.3 Abschreibungen, die während der Dauer der Betriebsunterbre-
chung von den durch den Sachschaden zerstörten Anlagen
vorzunehmen gewesen wären, sind ersparte versicherte Ko-
sten.

1.4 Nicht als Unterbrechungsschaden gelten: Vertragsstrafen oder
Entschädigungen, die dem Versicherungsnehmer infolge
Nichteinhaltens von Lieferungs- oder Fertigstellungsfristen
oder sonstigen übernommenen Verpflichtungen zur Last fal-
len.

2. Entschädigung
2.1 Der Versicherer ersetzt:

den längstens während der Haftungszeit eingetretenen Unter-
brechungsschaden, höchstens jedoch die Haftungssumme.
Diese Begrenzungen gelten jedoch nicht, wenn und soweit
ihre Überschreitung durch Weisung des Versicherers verur-
sacht wurde.

2.2 Der Versicherer leistet keinen Ersatz, soweit der Unterbre-
chungsschaden vergrößert wird

2.2.1 durch außergewöhnliche, während der Betriebsunterbrechung
eintretende Ereignisse oder andauernde Zustände, wozu auch
die in Artikel 3, Punkt 3.1 bis 3.5 angeführten Ereignisse ge-
hören;

2.2.2 durch Veränderungen der Betriebsanlage oder durch Neue-
rungen im versicherten Betrieb, die im Zuge der Behebung
des Sachschadens durchgeführt werden;

2.2.3 durch behördliche Wiederaufbau- oder Betriebsbeschränkun-
gen;

2.2.4 durch außergewöhnliche Verzögerungen bei der Behebung
des Sachschadens, z. B. durch Klärung von Eigentums-, Be-
sitz- oder Pachtverhältnissen, Abwicklung von Erbschaften,
Prozessen oder dergleichen;

2.2.5 dadurch, dass der Versicherungsnehmer für die Behebung
des Sachschaden nicht rechtzeitig vorsorgt oder ihm dafür
nicht genügend Kapital zur Verfügung steht;

2.2.6 dadurch, dass bei zusammengehörigen Einzelsachen unbe-
schädigt gebliebene Einzelsachen im versicherten Betrieb
nicht mehr verwendet werden können.

Artikel 10
Schadenminderungskosten

1. Als Schadenminderungskosten gelten Kosten für Maßnahmen,
die der Versicherungsnehmer zur Abwendung oder Minderung

des Unterbrechungsschadens tätigt,
1.1 soweit durch diese Maßnahmen der Unterbrechungsschaden

insgesamt verringert wird, oder
1.2 soweit der Versicherungsnehmer diese Maßnahmen für gebo-

ten halten durfte, wegen ihrer Dringlichkeit aber das Einver-
ständnis des Versicherers vorher nicht einholen konnte. In
diesem Falle ist der Versicherer über die eingeleiteten Maß-
nahmen unverzüglich zu verständigen.

2. Als Maßnahmen zur Abwehr und Minderung des Unterbre-
chungsschadens kommen z. B. in Betracht: die Einrichtung
eines Ersatz-, Not- oder Lohnbetriebes, die Einholung des
entgangenen Deckungsbeitrages innerhalb angemessener
Frist durch verstärkte Betriebsleistung nach dem Ende der
Betriebsunterbrechung.

3. Nicht als Schadenminderungskosten gelten Kosten für Maß-
nahmen, soweit durch diese

3.1 über die Dauer der Betriebsunterbrechung hinaus für den
Versicherungsnehmer Nutzen entsteht,

3.2 ein nicht versicherter Deckungsbeitrag erwirtschaftet wird.

Artikel 11
Unterversicherung

Die gemäß Artikel 9 ermittelte Entschädigung wird bei Vorliegen einer
Unterversicherung nach den Bestimmungen der Allgemeinen Bedin-
gungen für die Sachversicherung (ABS) gekürzt.

Artikel 12
Entschädigungsgrenzen; Selbstbeteiligungen

1. Ist eine Höchstentschädigung vereinbart, so gilt diese Höchst-
entschädigung als Grenze für die Entschädigung.

2. Die gemäß Artikel 9 ermittelten Entschädigungen werden je
Schadenereignis um die vereinbarte Selbstbeteiligung gekürzt
(nach Berücksichtigung der Unterversicherung).

3. Im Sinne der Bestimmungen der Punkte 1 und 2 als ein
Schadenereignis sind alle Schäden zu verstehen, die aus ein
und derselben Ursache in zeitlichem Zusammenhang inner-
halb von 72 Stunden anfallen.
Schadenereignisse, die innerhalb von 72 Stunden zeitlich un-
abhängig voneinander auftreten, gelten jeweils als ein geson-
dertes Schadenereignis.

Artikel 13
Zahlung der Entschädigung

1. Nach Möglichkeit ist die Entschädigung für die ganze voraus-
sichtliche Dauer der Betriebsunterbrechung im vorhinein fest-
zustellen, und zwar für jeden Monat der Betriebsunterbre-
chung getrennt. Ergibt eine abschließende Feststellung der
Entschädigung eine Abweichung gegenüber der im vorhinein
durchgeführten, so ist die im vorhinein durchgeführte richtigzu-
stellen.
Eine im vorhinein festgestellte Entschädigung wird monatlich
im Ausmaß der auf die einzelnen Monate der Betriebsunter-
brechung entfallenden Teilbeträge fällig.

2. Wenn eine Feststellung der Entschädigung im vorhinein nicht
möglich sein sollte, es aber nach Ablauf eines Monats seit
Beginn der Betriebsunterbrechung und nach Ablauf eines je-
den weiteren Monats möglich ist, den Betrag zu ermitteln, den
der Versicherer für die verflossene Zeit der Betriebsunterbre-
chung mindestens zu ersetzen hat, so kann der Versiche-
rungsnehmer verlangen, dass ihm diese Beträge in Anrech-
nung auf die abschließend festgestellte Entschädigung gezahlt
werden.

3. Solange die Entschädigung nicht einvernehmlich oder durch
ein Sachverständigenverfahren festgestellt ist, kann eine Ab-



FormNr: ABS9239D / ECU 14 (Okt.13) Seite 6

tretung der Entschädigung gegen den Versicherer nicht gel-
tend gemacht werden.

Artikel 14
Sachverständigenverfahren

Für das Sachverständigenverfahren wird ergänzend zu den Bestim-
mungen der Allgemeinen Bedingungen für die Sachversicherung
(ABS) vereinbart:
1. Die Feststellung der Sachverständigen muss mindestens ent-

halten:
1.1 den Versicherungswert,
1.2 den Umfang und die Dauer der Betriebsunterbrechung,
1.3 den Betrag des innerhalb der Haftungszeit eintretenden Unter-

brechungsschadens.
2. Die im Sachverständigenverfahren Beteiligten sind in gleicher

Weise wie der Versicherer zur Verschwiegenheit über die
ihnen bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet.

Artikel 15
Versicherungssumme und Haftungssumme nach dem Versiche-

rungsfall
Soweit nichts anderes vereinbart ist, werden die Versicherungssum-
me und die Haftungssumme nicht dadurch vermindert, dass eine
Entschädigung gezahlt wurde.

Artikel 16
Veräußerung des versicherten Betriebes

Bei einer Veräußerung des versicherten Betriebes sind die §§ 69 bis
71 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) sinngemäß anzuwenden.

Artikel 17
Jährliches Kündigungsrecht

In Abänderung des Artikel 14 der Allgemeinen Bedingungen für die
Sachversicherung (ABS) gilt vereinbart, dass der Versicherungsver-
trag von beiden Vertragsteilen jährlich zur Hauptfälligkeit unter Ein-
haltung einer Frist von 3 Monaten gekündigt werden kann.

Anhang
Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VersVG),
auf die in den Allgemeinen Bedingungen für die Betriebsunter-
brechungs-Versicherung zusätzlicher Gefahren (AECBUB) ver-
wiesen wird.

§ 6
(1) Ist im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer Obliegenheit,
die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegen-
über zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur Lei-
stung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein,
wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Der
Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist kündigen, es sei denn, daß die Verletzung als eine
unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb ei-
nes Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfrei-
heit nicht berufen.
(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwischen Risiko und Prä-
mie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit außer-
dem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für
das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei
der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen
und Anzeigen, die keinen Einfluß auf die Beurteilung des Risikos
durch den Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die
Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist.
(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum
Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer Erhö-

hung der Gefahr dem Versicherer gegenüber - unabhängig von der
Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu erfüllen ist, so kann sich der Versi-
cherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die
Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder
soweit sie keinen Einfluß auf den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung gehabt hat.
(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, daß eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalles
dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch
auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem
Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflus-
sen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die
erkennbar für die Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind,
so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verlet-
zung weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung Einfluß gehabt hat.
(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam.
(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer ver-
einbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Versiche-
rungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder eine andere
Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit mitgeteilt wird.

§ 52
Bezieht sich die Versicherung auf eine Sache, so gilt, soweit sich
nicht aus den Umständen etwas anderes ergibt, der Wert der Sache
als Versicherungswert.

§ 62
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, beim Eintritt des Versi-
cherungsfalles nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung
des Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen des Versicherers
zu befolgen; er hat, wenn die Umstände es gestatten, solche Wei-
sungen einzuholen.
Sind Versicherer beteiligt und haben diese entgegenstehende Wei-
sungen gegeben, so hat der Versicherungsnehmer nach eigenem
pflichtgemäßen Ermessen zu handeln.
(2) Hat der Versicherungsnehmer diese Verpflichtung verletzt, so ist
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn,
daß die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit
beruht. Bei grobfahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer zur
Leistung insoweit verpflichtet, als der Umfang des Schadens auch
bei gehöriger Erfüllung der Verpflichtungen nicht geringer gewesen
wäre.

§ 69
(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert,
so tritt an Stelle des Veräußerers der Erwerber in die während der
Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich erge-
benden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.
(2) Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintrittes laufende
Versicherungsperiode entfällt, haften der Veräußerer und der Erwer-
ber zur ungeteilten Hand.
(3) Der Versicherer hat die Veräußerung in Ansehung der durch das
Versicherungsverhältnis gegen ihn begründeten Forderungen erst
dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis erlangt;
die Vorschriften der §§ 1394 bis 1396 des Allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches sind entsprechend anzuwenden.

§ 70
(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungs-
verhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen.
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es nicht halb
eines Monates von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er von der
Veräußerung Kenntnis erlangt hat.
(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu kündi-
gen; die Kündigung kann nur mit sofortiger Wirkung oder auf den
Schluß der laufenden Versicherungsperiode erfolgen. Das Kündi-
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gungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monates nach
dem Erwerb ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der Versicherung
keine Kenntnis, so bleibt das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines
Monates von dem Zeitpunkt an bestehen, in welchem der Erwerber
von der Versicherung Kenntnis erlangt hat.
(3) Wird das Versicherungsverhältnis auf Grund dieser Vorschriften
gekündigt, so hat der Veräußerer dem Versicherer die Prämie zu
zahlen; der Erwerber haftet in diesen Fällen für die Prämie nicht.
Abs. 3 idF BGBl 1994/509

§ 71
(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.
Wird die Anzeige weder vorn Erwerber noch vom Veräußerer unver-
züglich erstattet, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat
nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer
hätte zugehen müssen.
(2) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt bestehen,
wenn ihm die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt


